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AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 
FÜR DIE STADT BÜDINGEN 

– AMTSBLATT – 

Herausgeber: Der Magistrat der Stadt Büdingen, Eberhard-Bauner-Allee 16, 63654 Büdingen 
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Der Bezug der Printversion erfolgt gegen Entgelt. 

1. Jahrgang    Ausgabetag: Freitag, 02.10.2020  Nr. 01 
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Sehr geehrte Leserin und Leser 
dieses Amtsblattes, 
 
zum 1. Oktober 2020 trat die 14. Satzung zur Än-
derung der Hauptsatzung in Kraft. Damit ist das 
Amtsblatt der Stadt Büdingen die offizielle Stelle, 
an der die amtlichen Bekanntmachungen der Stadt 
Büdingen veröffentlicht werden.  
Das Amtsblatt wird in der Regel freitags erschei-
nen. Sie können das Amtsblatt auf der Homepage 
der Stadt Büdingen herunterladen. Ausdrucke er-
halten Sie im Bürgerbüro und in der Stadtbücherei. 
Das Amtsblatt kann über die Homepage der Stadt 
Büdingen auch abonniert werden, so dass Sie im-
mer einen Hinweis auf die neueste Ausgabe erhal-
ten:  xhttps://www.stadt-buedin-
gen.de/B%C3%BCrgerservice/Newsletter 
________ 
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Übermittlung von Daten an verschiedene öf-
fentliche Stellen gemäß Bundesmeldegesetz 
(BMG) 
 
Zum 01.11.2015 trat das neue Bundesmeldege-
setz(BMG) in Kraft. Darin ist unter anderem die 
Möglichkeit für die Bürger geregelt, gegen die Da-
tenübermittlung an folgende Stellen zu widerspre-
chen: 
 

 zur Wahlwerbung von Parteien, Wählergrup-
pen und anderen Trägern von Wahlvorschlä-
gen(§ 50 Abs. 5 i. V .m. § 50 Abs. 1 BMG); 

 an Alters- und Ehejubiläen(§ 50 Abs. 5 i. V. m. 
§ 50 Abs. 2 BMG); 

 an Adressbuchverlage(§ 50 Abs. 5 i. V. m. § 
50 Abs. 3 BMG); 

 an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaf-
ten(§ 42 Abs. 3 Satz 2 BMG); 

 Bundesamt für Personalmanagement der Bun-
deswehr(§ 36 Abs. 2 BMG). 

Der Widerspruch ist an keine Voraussetzung ge-
bunden und braucht nicht begründet zu werden. Er 
kann im Bürgerbüro der Stadt Büdingen während 
der Öffnungszeiten eingereicht werden. 
Das entsprechende Formular ist auf der Home-
page der Stadt Büdingen oder im Bürgerbüro er-
hältlich. 
Falls der Datenübermittlung nicht widersprochen 
wurde, dürfen die Meldebehörden die genannten 
Daten weitergeben. 
Wurde eine derartige Erklärung bereits früher bei 
der Meldebehörde abgegeben, braucht diese nicht 
erneuert zu werden. Der Widerspruch gilt bis zur 
Aufhebung unbefristet. 
________ 
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Ortsbeirat Wolferborn 
 
Ich habe zur 33. öffentlichen Sitzung des 
Ortsbeirates Wolferborn der Stadt Büdingen einge-
laden. 
 
Sitzungstermin: Montag, 21.10.2020, 19:30  Uhr  
Sitzungsort: Dorfgemeinschaftshaus, 

Wehrtbornstraße 24,  
63654 Büdingen-Wolferborn 

 
Zur Durchführung der Sitzung werden entspre-
chende Schutzmaßnahmen nach den Vorgaben 
des Robert Koch-Instituts vorgenommen. Teilneh-
mende Personen werden gebeten, ihrerseits die 
Verhaltensregeln und -empfehlungen zum Schutz 
vor dem Coronavirus ein zu halten. Die Teilneh-
merzahl der Gäste ist begrenzt. Für Mandatsträ-
ger und Besucher von Sitzungen städtischer Gre-
mien gilt, dass die Sitzungsräume nur mit Maske 
zu betreten sind. Die Maske darf erst am Platz ab-
genommen werden. Wer seinen Platz wieder ver-
lässt, muss die Maske wieder aufsetzen. 

https://www.stadt-buedingen.de/B%C3%BCrgerservice/Newsletter
https://www.stadt-buedingen.de/B%C3%BCrgerservice/Newsletter
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Tagesordnung: 
 
1 Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2  Veranstaltungskalender für 2021 (die 

Vereinsvertreter sind hierzu einzuladen) 
3 Radwege nach Kefenrod bzw. Rinderbügen 
4 Hochwasserschutz (Rückhaltebecken) 
5 Boule Platz 
6 Termin Bürgerversammlung 
7 Arzt Praxis Wolferborn 
8 Verschiedenes 
9 Offene Beschlüsse 
10 Anfragen und Mitteilungen 
 
Wolfgang Faust  
Ortsvorsteher 
________ 
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Ortsbeirat Eckartshausen 
 
Ich habe zur 18. öffentlichen Sitzung des 
Ortsbeirates Eckartshausen der Stadt Büdingen 
eingeladen. 
 
Sitzungstermin: Dienstag, 06.10.2020, 19:30  Uhr  
Sitzungsort: Dorfgemeinschaftshaus,  

Zum Trinkborn 2,  
63654 Büdingen-Eckartshausen 

 
Zur Durchführung der Sitzung werden entspre-
chende Schutzmaßnahmen nach den Vorgaben 
des Robert Koch-Instituts vorgenommen. Teilneh-
mende Personen werden gebeten, ihrerseits die 
Verhaltensregeln und -empfehlungen zum Schutz 
vor dem Coronavirus ein zu halten. Die Teilneh-
merzahl der Gäste ist begrenzt. Für Mandatsträger 
und Besucher von Sitzungen städtischer Gremien 
gilt, dass die Sitzungsräume nur mit Maske zu be-
treten sind. Die Maske darf erst am Platz abgenom-
men werden. Wer seinen Platz wieder verlässt, 
muss die Maske wieder aufsetzen. 
 
Tagesordnung: 

 

1 Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2 Verwendung Stadtteilbudget 2020 
3 Aktualisierung der Vorschläge und Anträge 

für das Haushaltsjahr 2021 
4 Kommunalwahl März 2021 
5 Offene Beschlüsse 
6 Anfragen und Mitteilungen 
 
Reiner Müller 
Ortsvorsteher 
________ 
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Satzung für die Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen 
 
Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Ge-
meindeordnung (HGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I S. 142) zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 21.06.2018 
(GVBl. S. 291), in Verbindung mit §§ 11, 12 II des 
Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz 
(HBKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.01.2014 (GVBl. I S. 26) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23.08.2018 (GVBl. S. 374) hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Büdingen 
folgende Feuerwehrsatzung am 28.08.2020 be-
schlossen: 
 

§ 1 
Gleichstellungsbestimmungen 

 
Die in dieser Satzung genannten Personenbe-
zeichnungen umfassen alle geschlechtlichen For-
men. Lediglich aus Gründen der Übersichtlichkeit 
wurde auf die ausdrückliche Nennung der einzel-
nen Formen verzichtet. 
 

§ 2 
Organisation, Bezeichnung 

 
(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Büdin-

gen ist als öffentliche Feuerwehr eine städti-
sche Einrichtung (§ 7 Abs. 1 HBKG). Sie 
führt die Bezeichnung 

 
„Freiwillige Feuerwehr der Stadt Büdingen“ 

 
(2) Die Stadtteilfeuerwehren führen als Zusatz 

die jeweilige Bezeichnung des Standortes 
 

Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Aulendiebach 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Büches 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Calbach 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Diebach am Haag 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Dudenrod 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Düdelsheim 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Eckartshausen 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Lorbach 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Michelau 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Löschbezirk Mitte 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Rinderbügen 
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Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Rohrbach 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Vonhausen 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Wolf 
Freiwillige Feuerwehr  
der Stadt Büdingen-Wolferborn 

 
(3) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Büdin-

gen steht unter der Leitung des Stadtbrand-
inspektors. 

 
§ 3 

Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr 
 
(1) Die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr 

umfassen den vorbeugenden und abweh-
renden Brandschutz, die Allgemeine Hilfe 
sowie die Hilfeleistung bei anderen Vor-
kommnissen und die Mitwirkung bei der 
Brandschutzerziehung und -aufklärung im 
Sinne der §§ 1, 3 Abs. 1 Nr. 6 und 6 HBKG. 

 
(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Freiwil-

lige Feuerwehr die aktiven Feuerwehrange-
hörigen nach den geltenden Feuerwehr-
Dienstvorschriften und sonstigen einschlä-
gigen Vorschriften aus- und fortzubilden. 

 
§ 4 

Gliederung der Freiwilligen Feuerwehr 
 
Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Büdingen glie-
dert sich in folgende Abteilungen: 
 
1. Einsatzabteilung 
2. Jugendfeuerwehr 
3. Kindergruppen 
4. Brandschutzerziehung 
5. Musikabteilung 
6. Ehren- und Altersabteilung 
 

§ 5 
Persönliche Ausrüstung, Anzeigepflichten 

 
(1) Die Feuerwehrangehörigen haben die durch 

die Stadt unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellte Dienst- und Schutzkleidung pfleglich 
zu behandeln und nach dem Ausscheiden 
aus dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. 
Für verlorengegangene oder durch außer-
dienstlichen Gebrauch beschädigte oder un-
brauchbar gewordene Teile der Ausrüstung 
kann die Stadt Ersatz verlangen. 

 
(2) Die Feuerwehrangehörigen haben dem 

Stadtbrandinspektor oder dem Wehrführer 
unverzüglich anzuzeigen: 

 
a) im Dienst erlittene Körper- und Sach-

schäden, 

b) Verluste oder Schäden an der persön-
lichen und sonstigen Ausrüstung, 

c) den Entzug der Fahrerlaubnis sowie 
erteilte Fahrverbote, 

d) die rechtskräftige Verurteilung wegen 
Straftaten 
aa.) wegen der Gefährdung des de-

mokratischen Rechtsstaates §§ 
84 - 91s StGB 

bb.) wegen Landesverrates und Ge-
fährdung der äußeren Sicher-
heit §§ 93 - 101 a StGB 

cc.) wegen Widerstandes gegen die 
Staatsgewalt §§ 110 - 121 
StGB 

dd.) wegen Straftaten gegen die öf-
fentliche Ordnung §§ 123 - 
145d StGB 

ee.) wegen vorsätzlicher Brandstif-
tung §§ 306 – 306 c StGB 

 
(3) Soweit Ansprüche für oder gegen die Stadt 

in Frage kommen, hat der Empfänger der 
Anzeige nach Abs. 2 die Meldung an den 
Magistrat weiterzuleiten. 

 
§ 6 

Aufnahme in die Einsatzabteilung  
der Freiwilligen Feuerwehr 

 
(1) Die Einsatzabteilung setzt sich zusammen 

aus den aktiven Angehörigen der Freiwilli-
gen Feuerwehr. In die Einsatzabteilung kön-
nen Personen mit besonderen Fähigkeiten 
und Kenntnissen zur Beratung der Freiwilli-
gen Feuerwehr (Fachberater) aufgenom-
men werden. 

 
(2) Als aktive Feuerwehrangehörige können in 

der Regel nur Personen aufgenommen wer-
den, die ihre Hauptwohnung in der Stadt 
Büdingen haben oder aufgrund einer regel-
mäßigen  Beschäftigung oder Ausbildung o-
der in sonstiger Weise regelmäßig für Eins-
ätze in der Stadt Büdingen und Aus- und 
Fortbildung zur Verfügung stehen. Sie müs-
sen persönlich geeignet, für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung eintreten, den 
Anforderungen des Feuerwehrdienstes 
geistig und körperlich gewachsen sein, so-
wie das 17. Lebensjahr vollendet haben; sie 
dürfen das 60. Lebensjahr nicht überschrit-
ten haben. 

 
3) Aktiver Feuerwehrdienst kann nur in maxi-

mal zwei Feuerwehren geleistet werden. Die 
Belange der Feuerwehr, in der der Feuer-
wehrangehörige wohnt oder überwiegend 
wohnt, sind vorrangig zu berücksichtigen. 
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(4) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr 
ist schriftlich bei dem Stadtbrandinspektor o-
der bei dem Wehrführer zu beantragen. Min-
derjährige haben mit dem Aufnahmeantrag 
die schriftliche Zustimmungserklärung ihrer 
gesetzlichen Vertreter vorzulegen. 

 
(5) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der 

Magistrat bzw. in dessen Auftrag der Stadt-
brandinspektor nach Anhörung des Feuer-
wehrausschusses. Bei Zweifeln über die 
geistige oder körperliche Tauglichkeit oder 
der persönlichen Eignung kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes oder des polizeili-
chen Führungszeugnisses verlangt werden. 

 
(6) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr 

erfolgt durch den Stadtbrandinspektor oder  
durch den Wehrführer unter Überreichung 
der Satzung und durch Handschlag. Dabei 
ist der/die Feuerwehrangehörige durch Un-
terschriftsleistung auf die gewissenhafte Er-
füllung seiner/ihrer Aufgaben gegenüber je-
dermann unabhängig von Nationalität, ethni-
scher Zugehörigkeit, Geschlecht, Religion o-
der Hautfarbe zu verpflichten, wie sich diese 
aus den gesetzlichen Bestimmungen, dieser 
Satzung sowie den Dienstanweisungen er-
geben. 

 
(7) Soweit innerhalb von 12 Monaten nach Auf-

nahme in der Einsatzabteilung die erforderli-
chen oder verlangten Unterlagen nicht vor-
gelegt werden und keine oder nur eine unre-
gelmäßige Teilnahme an den festgesetzten 
Übungen und Einsätzen festgestellt wird, 
kann die Mitgliedschaft durch den Stadt-
brandinspektor beendet werden. 

 
§ 7 

Rechte und Pflichten der Angehörigen  
der Einsatzabteilung 

 
(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung ha-

ben das Recht zur Wahl des Stadtbrandin-
spektors, seines Stellvertreters, des Wehr-
führers, des stellvertretenden Wehrführers 
sowie der Mitglieder des Feuerwehraus-
schusses. Sie können zu Mitgliedern des 
Feuerwehrausschusses gewählt werden. 

 
(2) Die Angehörigen der Einsatzabteilung ha-

ben die in § 3 bezeichneten Aufgaben nach 
Anweisung des Stadtbrandinspektors oder 
der sonst zuständigen Vorgesetzten gewis-
senhaft durchzuführen. Sie haben insbeson-
dere 

 
a) die für den Dienst geltenden Vor-

schriften und Weisungen (z. B. 
Dienstvorschriften, Ausbildungsvor-

schriften, Unfallverhütungsvorschrif-
ten) sowie Anweisungen des Stadt-
brandinspektors oder der sonst zu-
ständigen Vorgesetzten zu befolgen, 

 
b) bei Alarm sofort zu erscheinen und 

den für den Alarmfall geltenden An-
weisungen und Vorschriften Folge zu 
leisten, 

 
c)  am Unterricht, an den Übungen und 

sonstigen Dienstveranstaltungen teil-
zunehmen. 

 
(3) Die Angehörigen der Einsatzabteilung stel-

len die in § 55 Abs. 2 Nr. 1 bis 14 HBKG ge-
nannten Daten zur Wahrnehmung ihrer sat-
zungsrechtlichen Rechte und Pflichten zur 
Verfügung. Bei Änderungen dieser Daten 
sind diese zeitnah mitzuteilen. 

 
(4) Neu aufgenommene Feuerwehrangehörige 

dürfen vor Abschluss der feuerwehrtechni-
schen Ausbildung (Grundausbildung) nur im 
Zusammenwirken mit ausgebildeten und er-
fahrenen aktiven Feuerwehrangehörigen 
eingesetzt werden. 

 
(5) Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Fachberater 

im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 2. 
 
(6) Für Tätigkeiten im Feuerwehrdienst außer-

halb des Gemeindegebietes gelten die Vor-
schriften des hessischen Reisekostenrechts 
entsprechend. 

 
§ 8 

Beendigung der Zugehörigkeit zur  
Einsatzabteilung 

 
(1) Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung  

endet mit 
 

a) der Vollendung des 60. Lebensjahres 
oder auf Antrag im Sinne von § 10 
Abs. 2 HBKG, spätestens mit Vollen-
dung des 65. Lebensjahres,  

b) dem Austritt, 
c) dem Ausschluss,  
d) der Übernahme in die Ehren- und Al-

tersabteilung. 
 
(2) Vor Verlängerung der Zugehörigkeit zur Ein-

satzabteilung gemäß § 10 Abs. 2 HBKG hat 
sich der Antragsteller einer ärztlichen Unter-
suchung zu unterziehen. Über den Verlän-
gerungsantrag entscheidet der Magistrat 
bzw. in dessen Auftrag der Stadtbrandin-
spektor nach Anhörung des Feuerwehraus-
schusses. 
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(3) Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem 
Stadtbrandinspektor oder dem Wehrführer 
erklärt werden. 

 
(4) Der Magistrat kann einen Angehörigen der 

Einsatzabteilung aus wichtigem Grund - 
nach Anhörung des Feuerwehrausschusses 
- durch schriftlichen, mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Be-
scheid aus der Freiwilligen Feuerwehr aus-
schließen. Zuvor ist dem/der Betroffenen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Wichtiger Grund ist insbesondere das mehr-
fache unentschuldigte Fernbleiben vom Ein-
satz und/oder bei angesetzten Übungen, 
mehrfache schriftliche Verweise (mindes-
tens drei) gem. § 9 Abs. 1 b), die nachhaltige 
Verletzung der Pflicht zum kameradschaftli-
chen Verhalten und das aktive Eintreten ge-
gen die freiheitlich demokratische Grundord-
nung sowie die rechtskräftige Verurteilung 
wegen vorsätzlicher Brandstiftung. 

 
(5) Wird die Mitgliedschaft innerhalb von12 Mo-

naten gem. § 6 Abs. 7 vom Stadtbrandin-
spektor / Leiter der Feuerwehr beendet, gilt 
Abs. 4 mit der Maßgabe, dass eine Anhö-
rung des Feuerwehrausschusses nicht not-
wendig ist. 

 
§ 9 

Ordnungsmaßnahmen 
 
(1) Verletzt ein Angehöriger der Einsatzabtei-

lung seine Dienstpflicht bzw. sonstige Ver-
pflichtungen aus dieser Satzung, so kann 
der Stadtbrandinspektor, im Einvernehmen 
mit dem Feuerwehrausschuss ihm gegen-
über 

 
a) eine mündliche Ermahnung, 
b) einen mündlichen oder schriftlichen 

Verweis, 
c) eine Suspendierung (max. 3 Monate 

zur Sachverhaltsaufklärung) 
d) einen befristeten Ausschluss (6 Mo-

nate – 3 Jahre) 
 
aussprechen. 

 
(2) Die Ermahnung kann auch unter Beteiligung 

des Wehrführers ausgesprochen werden. 
Die Ermahnung ist zu dokumentieren. Vor 
dem Verweis ist dem Betroffenen Gelegen-
heit zur schriftlichen oder mündlichen Stel-
lungnahme zu geben. Über den schriftlichen 
Verweis gem. § 9 Abs.1 b) ist eine Nieder-
schrift zu fertigen und gegen Unterschrift 
dem Betroffenen auszuhändigen. 

 

§ 10 
Ehren- und Altersabteilung 

 
(1) In die Ehren- und Altersabteilung wird unter 

Überlassung der Dienstbekleidung über-
nommen, wer wegen Vollendung des 60. 
bzw. bei verlängerter Zugehörigkeit nach § 
10 Abs. 2 HBKG spätestens mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres, dauernder oder vo-
rübergehender Dienstunfähigkeit oder aus 
sonstigen wichtigen persönlichen Gründen 
aus der Einsatzabteilung oder der Musikab-
teilung ausscheidet. 

 
(2) Die Zugehörigkeit zur Ehren- und Altersab-

teilung endet 
 

a) durch Austritt, der schriftlich gegen-
über dem Stadtbrandinspektor oder 
dem  Wehrführer erklärt werden 
muss, 

 
b) durch Ausschluss (§ 8 Abs. 4 Satz 1 

gilt entsprechend), 
 
(3) Für die Ausbildung, die Gerätewartung, die 

Fahrzeug-, Geräte- und Gebäudepflege, lo-
gistische Unterstützung (ohne Einsatztätig-
keit), die Brandschutzerziehung und –auf-
klärung, die feuerwehrspezifische Nachmit-
tagsbetreuung an Schulen als auch die Un-
terstützung bei Feuerwehrleistungsübungen 
sowie den Dienst in der Musikabteilung kön-
nen die Angehörigen der Ehren- und Alters-
abteilung auf eigenen Antrag freiwillig und 
ehrenamtlich Aufgaben übernehmen, soweit 
sie hierfür die entsprechenden Vorkennt-
nisse besitzen und persönlich, geistig und 
körperlich geeignet sind. Die Wahrnehmung 
der Aufgaben erfolgt gemäß der Bewilligung 
des Magistrats oder in dessen Auftrag durch 
den Stadtbrandinspektor mit Zustimmung 
des Wehrführers längstens bis zur Vollen-
dung des 70. Lebensjahres, in der Musikab-
teilung auch darüber hinaus. Aus wichtigem 
Grund kann entsprechend § 8 Abs. 4 die be-
sondere Tätigkeit beendet werden. Im Rah-
men dieser Tätigkeit unterliegen die Ange-
hörigen der Ehren- und Altersabteilung der 
fachlichen Aufsicht durch die Leitung der 
Freiwilligen Feuerwehr. §§ 7 Abs. 3, 9 Abs. 
2 Satz 1 und 2 Buchst. a) finden entspre-
chende Anwendung. 
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§ 11 
Jugendabteilung 

 
1) Die Jugendfeuerwehr führt den Namen „Ju-

gendfeuerwehr der Stadt Büdingen“ und den 
Standortnamen als Zusatz. 

 
(2) Die Jugendfeuerwehr der Stadt Büdingen ist 

eine Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
für Jugendliche im Alter vom vollendeten 10. 
bis zum vollendeten 17. Lebensjahr, bei ei-
ner Verlängerung bis max. zum 21. Lebens-
jahr. Für die Aufnahme gilt § 6 Abs. 4 und 5 
entsprechend, ebenso § 7 Abs. 3. Dies gilt 
auch bei einem Antrag auf Verlängerung der 
Zugehörigkeit. Sie gestaltet ihre Aktivitäten 
als Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
nach einer vom Magistrat beschlossenen 
Jugendordnung, die auch Vorschriften zum 
Vorschlagsrecht zur Wahl des Jugendfeuer-
wehrwartes der Stadt und der Jugendfeuer-
wehrwarte der Standorte enthält. 

 
(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr 

der Stadt Büdingen untersteht die Jugend-
feuerwehr der Aufsicht durch den Stadt-
brandinspektor als Leiter der Freiwilligen 
Feuerwehr, der sich dazu des Jugendfeuer-
wehrwartes der Stadt bedient. Der Jugend-
feuerwehrwart der Stadt muss mindestens 
18 Jahre alt sein und die erforderliche per-
sönliche, fachliche und pädagogische Eig-
nung (§ 7 Abs. 6 FwOVO) besitzen. Er muss 
Angehöriger der Einsatzabteilung sein. Das 
gleiche gilt für die Jugendfeuerwehrwarte 
der Standorte.  

 
(4) Der stellvertretende Jugendfeuerwehrwart 

der Stadt hat den Jugendfeuerwehrwart der 
Stadt im Verhinderungsfalle zu vertreten. 
Die Wahl eines weiteren Stellvertreters ist 
zulässig. 

 
(5) Die mit der Betreuung der Jugendabteilung 

befassten Personen sollen ein erweitertes 
polizeiliches Führungszeugnis für ehrenamt-
lich Tätige gem. § 72 a SGB VIII vorlegen. 

 
§ 12 

Kindergruppen 
 
(1) Die Kindergruppe der Freiwilligen Feuer-

wehr der Stadt Büdingen führt den Namen 
„Kindergruppe der Freiwilligen Feuerwehr 
der Stadt Büdingen“ und den Standort als 
Zusatz. Sie kann sich eine zusätzliche kin-
dergerechte Bezeichnung geben wie bspw. 
Bambinis, Feuerwehrflitzer o.ä. 

(2) Die Kindergruppe ist eine Abteilung der Frei-
willigen Feuerwehr von Kindern im Alter vom 
vollendeten 6. bis zum vollendeten 10. Le-
bensjahr. Für die Aufnahme gilt § 6 Abs. 4 
entsprechend. Sie gestaltet ihre Aktivitäten 
als selbständige Abteilung der Freiwilligen 
Feuerwehr. 

 
(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr 

der Stadt Büdingen untersteht die Kinder-
gruppe der Aufsicht durch den Stadtbrandin-
spektor als Leiter der Freiwilligen Feuer-
wehr, der sich dazu des Leiters der Kinder-
gruppe bedient. Der Leiter der Kindergruppe 
muss mindestens 18 Jahre alt sein und die 
persönliche, fachliche und pädagogische 
Eignung besitzen. Die Leiter und Betreuer 
sind ehrenamtlich für die Stadt tätig. 

 
(4) Die mit der Betreuung der Kinderfeuerwehr 

befassten Personen sollen ein erweitertes 
polizeiliches Führungszeugnis für ehrenamt-
lich Tätige gem. § 72 a SGB VIII vorlegen. 

 
§ 13 

Brandschutzerziehung 
 
(1) Die Brandschutzerziehung führt den Namen 

„Team Brandschutzerziehung der Feuer-
wehren der Stadt Büdingen“. 

 
(2) Die Mitwirkung in der Brandschutzerziehung 

ist auch ohne Mitgliedschaft in der Einsatz-
abteilung oder der Ehren- und Altersabtei-
lung möglich. 

 
(3) Die mit der Betreuung der Brandschutzerzie-

hung befassten Personen sollen ein erwei-
tertes polizeiliches Führungszeugnis für eh-
renamtlich Tätige gem. § 72 a SGB VIII vor-
legen. 

 
§ 14 

Musikabteilung 
 
(1)  Die Musikabteilung der Freiwilligen Feuer-

wehr führt den Namen "Musikzug der Frei-
willigen Feuerwehr der Stadt Büdingen". 

 
(2) Die Musikabteilung besteht in der Regel aus 

Angehörigen der Einsatzabteilung, der Ju-
gendabteilung sowie der Alters- und Ehren-
abteilung, die sich zum gemeinsamen Musi-
zieren freiwillig zusammenschließen. Sie ge-
staltet ihr Leben als selbständige Abteilung 
der Freiwilligen Feuerwehr nach einer be-
sonderen Ordnung. Über die Aufnahme von 
Mitgliedern, die nicht der Einsatzabteilung, 
der Jugendfeuerwehr oder der Alters- und 
Ehrenabteilung angehören, wird im Einver-
nehmen mit dem Feuerwehrausschuss ent-
schieden. 
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(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr 

der Stadt Büdingen untersteht die Musikab-
teilung der Aufsicht durch den Stadtbrandin-
spektor, der sich dazu des Abteilungsleiters 
bedient. 

 
§ 15 

Stadtbrandinspektor, Stellvertretender  
Stadtbrandinspektor, Wehrführer,  

Stellvertretender Wehrführer 
 
(1) Der Leiter der Freiwilligen Feuerwehr der 

Stadt Büdingen ist der Stadtbrandinspektor. 
 
(2) Der Stadtbrandinspektor wird von den Ange-

hörigen der Einsatzabteilungen gewählt. 
 
(3) Die Wahl findet anlässlich der gemeinsamen 

Hauptversammlung der Freiwilligen Feuer-
wehr der Stadt Büdingen (§ 18) statt.  

 
(4) Gewählt werden kann nur, wer der Einsatz-

abteilung der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Büdingen angehört, persönlich geeig-
net ist, die erforderlichen Fachkenntnisse 
mittels der geforderten Lehrgänge (§ 7 Abs. 
1 FwOVO) nachweisen kann. Zudem sollen 
sie ihre Hauptwohnung in der Stadt Büdin-
gen haben. 

 
(5)  Der Stadtbrandinspektor wird zum Ehrenbe-

amten auf Zeit der Stadt Büdingen ernannt. 
Er ist verantwortlich für die Einsatzbereit-
schaft der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Büdingen und die Ausbildung ihrer Angehö-
rigen. Er hat für die ordnungsgemäße Aus-
rüstung sowie für die Instandhaltung der Ein-
richtungen und Anlagen der Brandbekämp-
fung zu sorgen und den Magistrat in allen 
Fragen des Brandschutzes und der Allge-
meinen Hilfe zu beraten. Bei der Erfüllung 
dieser Aufgaben haben ihn der stellvertre-
tende Stadtbrandinspektor, der Wehrführer 
und die Feuerwehrausschüsse zu unterstüt-
zen. 

 
(6) Der stellvertretende Stadtbrandinspektor hat 

den Stadtbrandinspektor bei Verhinderung 
zu vertreten. Die Wahl eines weiteren Stell-
vertreters ist zulässig. Funktion, Zuständig-
keiten und Rangfolge sind in einem Anhang 
als Bestandteil dieser Satzung zu regeln (§ 
12 Abs. 4 HBKG). Er wird von den Angehö-
rigen der Einsatzabteilungen gewählt. Hin-
sichtlich der Anforderungen gilt Abs. 4 ent-
sprechend. Die Wahl findet nach Möglichkeit 
in der gleichen Versammlung statt, in der der 
Stadtbrandinspektor gewählt wird. Anderen-
falls hat der Magistrat nach Ablauf der Wahl-
zeit oder einem sonstigen Freiwerden der 

Stelle des stellvertretenden Stadtbrandin-
spektors so rechtzeitig eine Versammlung 
der Angehörigen der Einsatzabteilungen 
einzuberufen, dass binnen zwei Monaten 
nach Freiwerden der Stelle die Wahl eines 
stellvertretenden Stadtbrandinspektors statt-
finden kann. Der stellvertretende Stadt-
brandinspektor wird zum Ehrenbeamten auf 
Zeit der Stadt Büdingen ernannt. 

 
(7) Mit Vollendung des 60. Lebensjahres bzw. 

bei verlängerter Zugehörigkeit nach § 10 
Abs. 2 HBKG, spätestens mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres sind der Stadtbrandin-
spektor und sein Stellvertreter durch den 
Magistrat zu verabschieden und aus dem 
Ehrenbeamtenverhältnis wegen Erreichens 
der gesetzlichen Altersgrenze zu entlassen. 

 
(8) Die Wehrführer führen die Freiwillige Feuer-

wehr an den jeweiligen Standorten nach 
Weisung des Stadtbrandinspektors. Der 
Wehrführer wird von den Angehörigen der 
Einsatzabteilung der Standortfeuerwehr ge-
wählt. Gewählt werden kann nur, wer der 
Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
angehört. Hinsichtlich der Anforderungen gilt 
Abs. 4 entsprechend. Die Wahl des Wehr-
führers erfolgt in der Jahreshauptversamm-
lung der Freiwilligen Feuerwehr (§ 19). 

 
(9) Der stellvertretende Wehrführer hat den 

Wehrführer im Verhinderungsfalle zu vertre-
ten. Er wird von den Angehörigen der Ein-
satzabteilung gewählt. Gewählt werden 
kann nur, wer der Einsatzabteilung der Frei-
willigen Feuerwehr angehört. Hinsichtlich 
der Anforderungen gilt Abs. 4 entsprechend. 
Die Wahl des stellvertretenden Wehrführers 
erfolgt in der Jahreshauptversammlung der 
Freiwilligen Feuerwehr (§19). 

 
(10) Für den Wehrführer und dessen Stellvertre-

ter gelten Abs. 5 Satz 1 und Abs. 7 entspre-
chend. 

 
(11) Der Stadtbrandinspektor, der stellvertre-

tende Stadtbrandinspektor, der Wehrführer, 
der stellvertretende Wehrführer hat jeweils 
ein erweitertes polizeiliches Führungszeug-
nis für ehrenamtlich Tätige gem. § 72 a SGB 
VIII vorzulegen. 

 
§ 16 

Wehrführerausschuss 
 
(1) Es wird ein Wehrführerausschuss gebildet, 

der aus dem Stadtbrandinspektor, dem 
Stellvertreter, den Wehrführern und deren 
Stellvertretern sowie des Jugendfeuerwehr-
wartes der Stadt, aus dem Leiter der Kin-
dergruppe sowie des Abteilungsleiters der 
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Brandschutzerziehung besteht und die Auf-
gabe hat, sämtliche Angelegenheiten des 
Brandschutzes und der Freiwilligen Feuer-
wehren der Stadt Büdingen zu koordinie-
ren. Der Bürgermeister und sein Vertreter 
haben das Recht, jederzeit an den Sitzun-
gen teilzunehmen. 

 
(2) Der Stadtbrandinspektor beruft die Sitzun-

gen des Wehrführerausschusses ein, die 
nicht öffentlich stattfinden. Er hat den Wehr-
führerausschuss zur Sitzung einzuberufen, 
wenn dies von mehr als der Hälfte der Mit-
glieder des Ausschusses schriftlich unter 
Angabe von Gründen beantragt wird. 

 
§ 17 

Feuerwehrausschüsse 
 
(1) Zur Unterstützung und Beratung des Wehr-

führers bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
kann an den Standorten für die Freiwillige 
Feuerwehr der Stadt jeweils ein Feuerwehr-
ausschuss gebildet werden. 

 
(2) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem 

Wehrführer als Vorsitzendem, dem stellver-
tretenden Wehrführer sowie aus bis zu drei 
Angehörigen der Einsatzabteilung
 (en), einem Vertreter der Ehren- und Al-
tersabteilung und dem Jugendfeuerwehr-
wart des betreffenden Standortes, sowie 
ggfs. dem Leiter der Kindergruppe und dem 
Leiter des Musikzuges. 

 
(3) Die Wahl der Vertreter der Einsatzabteilung, 

des Vertreters der Ehren- und Altersabtei-
lung erfolgt in der Jahreshauptversamm-
lung. Wahlberechtigt sind die Mitglieder der 
Einsatzabteilung und der Ehren- und Alters-
abteilung für ihre jeweiligen Vertreter. 

 
(4) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des 

Feuerwehrausschusses ein. Er hat den Feu-
erwehrausschuss einzuberufen, wenn dies 
mehr als die Hälfte seiner Mitglieder schrift-
lich mit Begründung beantragt. Die Sitzun-
gen sind nicht öffentlich. Der Vorsitzende 
kann jedoch Angehörige der einzelnen Ab-
teilungen der Freiwilligen Feuerwehr oder 
andere Personen zu Sitzungen einladen. 
Der Stadtbrandinspektor und sein Stellver-
treter haben das Recht, jederzeit an den Sit-
zungen teilzunehmen. Sitzungstermine sind 
ihnen rechtzeitig bekanntzugeben. Über die 
Sitzungen des Feuerwehrausschusses ist 
eine Niederschrift zu fertigen. 

 

§ 18 
Gemeinsame Jahreshauptversammlung 

 
(1) Unter dem Vorsitz des Stadtbrandinspektors 

findet jährlich eine gemeinsame Jahres-
hauptversammlung aller Freiwilligen Feuer-
wehren der Stadt Büdingen statt. Bei dieser 
Versammlung hat der Stadtbrandinspektor 
einen Bericht über das abgelaufene Jahr zu 
erstatten. 

 
(2) Die gemeinsame Jahreshauptversammlung 

wird vom Stadtbrandinspektor einberufen. 
Sie ist einzuberufen, wenn dies mindestens 
ein Drittel der Mitglieder der Einsatzabteilun-
gen schriftlich unter Angabe von Gründen 
verlangt. In diesem Fall ist sie innerhalb von 
zwei Wochen durchzuführen. 

 
(3) Zeitpunkt, Ort und Tagesordnung der ge-

meinsamen Jahreshauptversammlung sind 
den Feuerwehrangehörigen und dem Ma-
gistrat mindestens zwei Wochen vor der Ver-
sammlung schriftlich oder elektronisch be-
kannt zu geben. Zusätzlich wird auf die Ver-
sammlung per Aushang im Feuerwehrgerä-
tehaus hingewiesen. Im Fall des Abs. 2 ver-
kürzt sich die Frist auf eine Woche. 

 
(4) Stimmberechtigt in der gemeinsamen Jah-

reshauptversammlung sind die Angehörigen 
der Einsatzabteilung und – mit Ausnahme 
der Wahl des Stadtbrandinspektors und sei-
nes Stellvertreters – die Angehörigen des 
Musikzuges und die Angehörigen der Ehren- 
und Altersabteilung. § 17 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt. Die Versammlung ist beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder 
der Einsatzabteilung anwesend ist. Bei Be-
schlussunfähigkeit ist eine zweite Versamm-
lung nach Ablauf von zwei Wochen, spätes-
tens aber innerhalb von vier Wochen einzu-
berufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Angehörigen der Einsatzabtei-
lung beschlussfähig ist. 

 
(5) Beschlüsse der gemeinsamen Jahreshaupt-

versammlung werden mit einfacher Stim-
menmehrheit gefasst. Die gemeinsame Jah-
reshauptversammlung beschließt auf ent-
sprechenden Antrag im Einzelfall darüber, 
ob eine Abstimmung geheim erfolgen soll. 

 
(6) Über die gemeinsame Jahreshauptver-

sammlung ist eine Niederschrift anzuferti-
gen. Ein Schriftführer wird zu Beginn der 
Versammlung benannt. Dieser hat die Nie-
derschrift zu erstellen und zusammen mit 
dem Vorsitzenden zu unterzeichnen. 
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§ 19 
Jahreshauptversammlung 

 
(1) Unter dem Vorsitz des Wehrführers findet 

jährlich eine Jahreshauptversammlung der 
jeweiligen Standortfeuerwehr der Freiwilli-
gen Feuerwehr der Stadt Büdingen statt. 

 
(2) Diese Jahreshauptversammlung wird vom 

Wehrführer einberufen. Er hat einen Bericht 
über das abgelaufene Jahr zu erstatten. 

 
(3) Eine Jahreshauptversammlung der Freiwilli-

gen Feuerwehr ist einzuberufen, wenn dies 
mindestens ein Drittel der Mitglieder der Ein-
satzabteilung der Standortfeuerwehr schrift-
lich unter Angaben von Gründen verlangt. In 
diesem Fall ist sie innerhalb von zwei Wo-
chen durchzuführen. 

 
(4) § 18 Abs. 3 bis 6 gilt entsprechend. 
 

§ 20 
Wahlen 

 
(1) Die nach dem HBKG und nach dieser Sat-

zung durchzuführenden Wahlen werden von 
einem Wahlleiter geleitet, den die jeweilige 
Versammlung bestimmt. 

 
(2) Die Wahlzeit für alle durch diese Satzung 

durch Wahl bestimmte Funktionen beträgt 
fünf Jahre. Sollte das 55. Lebensjahr bei der 
Wahl bereits vollendet worden sein, kann die 
Ernennung zunächst nur bis zum 60. Le-
bensjahr erfolgen. In diesem Zeitpunkt sind 
ein entsprechender Antrag und eine ärztli-
che Untersuchung notwendig, soweit die 
komplette Wahlzeit ausgeübt werden soll. 
Mit Vollendung des 60. bzw. bei verlängerter 
Zugehörigkeit nach § 10 Abs. 2 HBKG spä-
testens mit Vollendung des 65. Lebensjah-
res sind der Stadtbrandinspektor, der Ge-
meindebrandinspektor und sein Stellvertre-
ter durch den Gemeindevorstand in diesem 
Zeitpunkt unabhängig von der Wahlzeit zu 
verabschieden. 

 
(3) Die Wahlberechtigten sind vom Zeitpunkt 

und Ort der Wahl mindestens zwei Wochen 
vorher schriftlich oder elektronisch zu ver-
ständigen. Zusätzlich wird auf die Wahl per 
Aushang im Feuerwehrgerätehaus hinge-
wiesen. Hinsichtlich der Beschlussfähigkeit 
der Versammlung gilt § 18 Abs. 4 Satz 3 und 
4 entsprechend. 

 
(4) Der Stadtbrandinspektor, sein Stellvertreter, 

die Wehrführer, die stellvertretenden Wehr-
führer, der Vertreter der Ehren- und Alters-
abteilung für den Feuerwehrausschuss, der 

Jugendfeuerwehrwart der Stadt, sein Stell-
vertreter bzw. die Jugendfeuerwehrwarte 
der Standorte werden einzeln nach Stim-
menmehrheit gewählt; § 55 Abs. 5 HGO gilt 
entsprechend. Stimmenhäufung und Stell-
vertretung sind nicht zulässig. 

 
Die Wahl der übrigen zu wählenden Mitglie-
der des Feuerwehrausschusses wird als 
Mehrheitswahl ohne das Recht der Stim-
menhäufung durchgeführt. Jeder Wahlbe-
rechtigte hat so viele Stimmen, wie sonstige 
Mitglieder des Feuerwehrausschusses zu 
wählen sind. In den Feuerwehrausschuss 
sind diejenigen gewählt, die die meisten 
Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 

 
(5) Gewählt wird schriftlich und geheim. Bei den 

Einzelwahlen (Abs. 4 Satz 1) kann durch 
Handzeichen gewählt werden, falls sich aus 
den Reihen der Wahlberechtigten kein Wi-
derspruch erhebt. 

 
(6) Über sämtliche Wahlen ist eine Niederschrift 

anzufertigen. § 18 Abs. 6 S. 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Die Niederschrift über die Wahl 
des Stadtbrandinspektors, seines Stellver-
treters, der Wehrführer und der stellvertre-
tenden Wehrführer ist innerhalb einer Wo-
che nach der Wahl dem Bürgermeister zur 
Vorlage an den Magistrat zu übergeben.  

 
§ 21 

Feuerwehrvereinigungen 
 
Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren 
können sich zu privatrechtlichen Vereinen oder 
Verbänden zusammenschließen. Die Stadt Büdin-
gen unterstützt Vereinigungen der Feuerwehran-
gehörigen nach Maßgabe des Haushalts. 
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§ 22 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Voll-

endung ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die am 19. Dezember 2012 

veröffentlichte Satzung außer Kraft. 
 

 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung 
mit dem/den hierzu ergangenen Beschluss/Be-
schlüssen der Stadtverordnetenversammlung 
übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksam-
keit maßgebenden Verfahrensvorschriften einge-
halten wurden. 
 
Der Magistrat der Stadt Büdingen 
 
Büdingen, 30.09.2020 
 
Erich Spamer 
Bürgermeister 
________ 
 
6 
 
Aufforderung zur Einreichung von  
Wahlvorschlägen für die Kommunalwahlen  
am 14. März 2021 
 
Hiermit fordere ich zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für die am 14. März 2021 stattfindende 
Kommunalwahl auf, dabei sind die Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung, der 16 Ortsbeiräte 
und des Ausländerbeirates zu wählen. 
 
Die amtliche Einwohnerzahl der Stadt Büdingen für 
die Kommunalwahl 2021 gemäß § 148 HGO be-
trägt 22.077. 
 
Die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Stadtver-
ordnetenversammlung beträgt 37. Bei den Wahlen 
zu den Ortsbeiräten sind jeweils 5 Personen zu 
wählen. Ausnahmen gelten nur für die Ortsteile 
Düdelsheim und Büdingen, dort beträgt die Zahl 
der Mitglieder des Ortsbeirates 7 Personen. Für 
den Ausländerbeirat sind 7 Mitglieder zu wählen.  
 
Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen, 
die den gesetzlichen Erfordernissen der §§ 10 bis 
13 und 61 des Hessischen Kommunalwahlgeset-
zes (KWG) i.V.m. §§ 22, 23 der Kommunalwahlord-
nung (KWO) entsprechen müssen. Danach gilt im 
Wesentlichen Folgendes: 
 
Wahlvorschläge können von den Parteien im Sinne 
des Artikels 21 des Grundgesetzes und von Wäh-
lergruppen eingereicht werden. Eine Partei oder 
Wählergruppe kann für jede Wahl nur einen Wahl-

vorschlag einreichen. Die Verbindung von Wahl-
vorschlägen mehrerer Parteien oder Wählergrup-
pen ist unstatthaft. 
 
Der Wahlvorschlag muss den Namen der Partei o-
der Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese tragen. Er muss 
sich von den Namen bereits bestehender Parteien 
und Wählergruppen deutlich unterscheiden. Der 
Wahlvorschlag darf beliebig viele Bewerberinnen 
und Bewerber enthalten. Die Bewerberinnen und 
Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 
Angabe des Familiennamens, des Rufnamens, 
des Zusatzes "Frau" oder "Herr", des Berufs oder 
Stands, des Tages der Geburt, des Geburtsortes 
und der Anschrift (Hauptwohnung, in den Fällen 
des § 15 Abs. 5 KWG die Erreichbarkeitsanschrift), 
aufzuführen. 
 
Eine Bewerberin oder ein Bewerber darf für eine 
Wahl nur auf einem Wahlvorschlag benannt wer-
den. Als Bewerberin oder als Bewerber kann nur 
vorgeschlagen werden, wer die Zustimmung dazu 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwider-
ruflich. 
 
Wählbar zur Stadtverordnetenversammlung und 
zu den Ortsbeiräten der Stadt Büdingen sind alle 
Deutschen im Sinne des Art. 116 Abs. 1 Grundge-
setz sowie die Staatsangehörigen eines der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit 
Wohnsitz in der Stadt Büdingen. Für alle gilt: Sie 
müssen am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, seit mindestens drei Monaten im 
jeweiligen Wahlkreis wohnen und dürfen nicht von 
der Wählbarkeit ausgeschlossen sein.  
 
Wählbar zum Ausländerbeirat sind neben den 
wahlberechtigten Ausländern, zu denen auch die 
nichtdeutschen Unionsbürgerinnen und Unions-
bürger zählen, auch Deutsche, die entweder in 
Deutschland eingebürgert worden sind oder die zu-
gleich eine ausländische Staatsangehörigkeit 
(Mehrstaater) besitzen. Für alle gilt: Sie müssen 
am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, seit mindestens drei Monaten in der Stadt 
Büdingen wohnen und dürfen nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sein. 
 
Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergrup-
pen, die während der vor dem Wahltag laufenden 
Wahlzeit nicht ununterbrochen mit mindestens ei-
nem Abgeordneten im Hessischen Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Lande 
im Bundestag oder mit einem Vertreter in dem zu 
wählenden Gemeindeorgan vertreten waren, müs-
sen außerdem von mindestens zweimal so viel 
Wahlberechtigten persönlich und eigenhändig un-
terzeichnet sein, wie Personen in das Vertretungs-
organ zu wählen sind, § 11 Abs. 4 Satz 2 KWG. 
Dies bedeutet, dass für die Wahl zur Stadtverord-
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netenversammlung mindestens 74 gültige Unter-
stützungsunterschriften vorgelegt werden müssen, 
für die Wahl zu den Ortsbeiräten außer in Büdingen 
und Düdelsheim mindestens 10 gültige Unterstüt-
zungsunterschriften und für die Wahl der Ortsbei-
räte in Büdingen und Düdelsheim und für den Aus-
länderbeirat mindestens 14 gültige Unterstüt-
zungsunterschriften. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahl-
vorschlag unterzeichnen/unterstützen. Die Wahl-
berechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeich-
nung gegeben sein und ist bei Einreichung des 
Wahlvorschlages nachzuweisen.  
 
In jedem Wahlvorschlag sind eine Vertrauensper-
son und eine stellvertretende Vertrauensperson 
namhaft zu machen, die selbst nicht dem Gemein-
dewahlausschuss angehören dürfen. Sie müssen 
den Wahlvorschlag persönlich und handschriftlich 
unterzeichnen. 
 
Die Bewerberinnen und Bewerber für die Wahlvor-
schläge werden in geheimer Abstimmung in einer 
Versammlung der zur jeweiligen Wahl wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder Wählergruppe in 
der Stadt oder in einer Versammlung der von den 
Mitgliedern der Partei oder Wählergruppe in der 
Stadt aus ihrer Mitte gewählten Vertreterinnen und 
Vertreter (Vertreterversammlung) aufgestellt und 
ihre Reihenfolge im Wahlvorschlag festgelegt. Bei 
der Aufstellung sollen nach Möglichkeit Frauen und 
Männer gleichermaßen berücksichtigt werden. 
Vorschlagsberechtigt ist auch jeder Teilnehmer der 
Versammlung; den Bewerbern ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Eine Wahl mit 
verdeckten Stimmzetteln gilt als geheime Abstim-
mung. Das Nähere über die Wahl der Vertreter für 
die Vertreterversammlung, über die Einberufung 
und Beschlussfähigkeit der Mitglieder oder Vertre-
terversammlung sowie über das gesetzlich nicht 
geregelte Verfahren für die Aufstellung von Wahl-
vorschlägen und für die Benennung der Vertrau-
ensperson regeln die Parteien und Wählergrup-
pen. 
 
Die Bewerber für die Wahl der Ortsbeiräte können 
in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung der 
Partei oder Wählergruppe auf Gemeindeebene 
aufgestellt werden. Wenn so verfahren wird, müs-
sen die Kandidaten für sämtliche Ortsbeiratslisten 
in einer oder mehreren gemeinsamen Versamm-
lungen aufgestellt werden. 
 
Über den Verlauf der Versammlung ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen. Die Niederschrift muss Anga-
ben über Ort und Zeit der Versammlung, die Form 
der Einladung und die Zahl der erschienenen Mit-
glieder oder Vertreterinnen und Vertreter, die Er-
gebnisse der Abstimmungen sowie über ihre Ver-
trauensperson und die jeweilige Ersatzperson 

nach § 11 Abs. 3 Satz 3 KWG enthalten. Die Nie-
derschrift ist von dem Versammlungsleiter, dem 
Schriftführer und zwei weiteren Mitgliedern oder 
Vertretern zu unterzeichnen; sie haben dabei ge-
genüber der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl der Be-
werberinnen und Bewerber in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist und die Anforderungen, dass jede 
Teilnehmerin und jeder Teilnehmer der Versamm-
lung vorschlagsberechtigt und den Bewerberinnen 
und Bewerbern Gelegenheit gegeben worden ist, 
sich und ihr Programm der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen, beachtet worden sind. 
Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Ver-
sicherung an Eides statt zuständig; er gilt als Be-
hörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 
 
Die Wahlvorschläge sind spätestens am 4. Ja-
nuar 2021 bis 18:00 Uhr während der Dienst-
stunden schriftlich bei dem unterzeichneten 
Wahlleiter der Stadt Büdingen, Eberhard-Bau-
ner-Allee 16, 63654 Büdingen, Raum 230, einzu-
reichen. 
 
Die Wahlvorschläge sind nach Möglichkeit so früh-
zeitig vor dem 4. Januar 2021 einzureichen, dass 
etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvor-
schläge berühren, noch rechtzeitig behoben wer-
den können. Für die Abgabe ist eine telefonische 
Terminvereinbarung unter (0 60 42) 8 84-11 02 er-
forderlich. Auf die generelle Schließung der Stadt-
verwaltung vom 23. bis zum 31.12.2020 wird aus-
drücklich hingewiesen. In dringenden Fällen kann 
auch ein Abgabetermin für den 28. oder den 
30.12.2020 zwischen 10:00 und 12:00 Uhr verein-
bart werden. 
 
Mit den Wahlvorschlägen sind einzureichen: 
 

 Schriftliche Erklärungen der Bewerberinnen 
und Bewerber, dass sie mit ihrer Benennung 
in dem Wahlvorschlag einverstanden sind, § 
11 Abs. 2 Satz 3 KWG 

 

 eine Bescheinigung des Magistrats, dass die 
Bewerberinnen und Bewerber die Voraus-
setzungen der Wählbarkeit zu der Wahl er-
füllen, 

 

 Namen, Vornamen und Anschrift der Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner der Wahl-
vorschläge sowie eine Bescheinigung des 
Magistrats über ihre Wahlberechtigung, die 
Unterstützungsunterschriften müssen auf ei-
nem amtlichen Vordruck erfolgen, der beim 
Wahlleiter der Stadt Büdingen bezogen wer-
den kann, 

 

 die Niederschrift über die Versammlung, in 
der die Bewerberinnen und Bewerber aufge-
stellt wurden, § 12 Abs. 3 KWG. 
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Die zur Aufstellung und Einreichung von Wahlvor-
schlägen erforderlichen Formblätter werden vom 
Gemeindewahleiter auf Anforderung kostenfrei zur 
Verfügung gestellt. Sie stehen auch im Internetauf-
tritt des Landeswahlleiters (https://wahlen.hes-
sen.de) bei den Vordrucken für Kommunalwahlen 
zum Download zur Verfügung. Die Vordrucke für 
die Unterstützungsunterschriften sind ausschließ-
lich über den Gemeindewahlleiter erhältlich.  
 
Ein Wahlvorschlag kann bis zu seiner Zulassung – 
über die am 15. Januar 2021 entschieden wird – 
durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson ganz oder teilweise zurückgenommen 
werden. 
 
Nach der Zulassung können Wahlvorschläge nicht 
mehr geändert oder zurückgenommen werden. 
 
Werden für die Wahl eines Ortsbeirates oder des 
Ausländerbeirates keine Wahlvorschläge einge-
reicht, oder zwar eingereicht, aber nicht zugelas-
sen, oder werden insgesamt weniger Bewerber zu-
gelassen, als Mitglieder in den Beirat zu wählen 
sind, findet eine Wahl dieses Beirates nicht statt; 
die Einrichtung dieses Beirates entfällt dann für die 
Dauer der folgenden Wahlzeit (§ 82 Abs. 1 Satz 5 
bzw. § 86 Abs. 1 Satz 3 der hessischen Gemein-
deordnung). Der Beirat entfällt auch, wenn im 
Laufe der Mandatsperiode seine Mitgliederzahl un-
ter 3 sinkt, § 82 Abs. 1 Satz 6 bzw. § 86 Abs. 1 
Satz 4 HGO. 
 
Büdingen, 25.09.2020 
 
Sven Teschke 
Gemeindewahlleiter 
________ 
 
7 
 
Absage der Wahl zum Kinder- und Jugendbei-
rat sowie der Wahl zum Seniorenbeirat 
 
Wahlen zum Kinder- und Jugendbeirat und zum 
Seniorenbeirat am 8. November 2020.  
 
Der Gemeindewahlausschuss hat in seiner Sitzung 
am 3. September festgestellt: 
Für die Wahl zum Kinder- und Jugendbeirat liegen 
2 zulässige Wahlvorschläge vor. Für die Wahl zum 
Seniorenbeirat liegen 6 zulässige Wahlvorschläge 
vor. 

Die Wahl zum Kinder- und Jugendbeirat sowie die 
Wahl zum Seniorenbeirat können nach § 2 Abs. 5 
der Beiratssatzung wegen fehlender Bewerber 
(mindestens 7) nicht durchgeführt werden. 
 
Büdingen, 28.09.2020 
 
Sven Teschke 
Gemeindewahlleiter 
________ 
 
8 
 
1. Satzung zur Änderung der Satzung  
der Stadt Büdingen für ihre Beiräte 
(Beiratssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 5, 8c und 51 der Hessischen Ge-
meindeordnung (HGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
7. Mai 2020 (GVBl. S. 318), hat die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Büdingen in ihrer Sit-
zung am 28.08.2020 folgende Satzung beschlos-
sen:  

Art I 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 wird durch  

folgende Fassung ersetzt 
 

(2) Wahlberechtigt für den Kinder- und Ju-
gendbeirat sind alle Kinder und Jugendli-
chen der Stadt Büdingen im Alter von 12 bis 
21 Jahren, die am Stichtag für die Aufstel-
lung des Wählerverzeichnisses mindestens 
6 Wochen Ihren Wohnsitz in Büdingen ha-
ben. Wählbar sind alle Kinder und Jugendli-
chen der Stadt Büdingen im Alter von 12 bis 
21 Jahren, die am Stichtag für die Aufstel-
lung des Wählerverzeichnisses seit mindes-
tens 3 Monaten Ihren Wohnsitz in Büdingen 
haben.  

 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 wird durch erhält  

folgende Fassung ersetzt 
 

(3) Wahlberechtigt für den Seniorenbeirat sind 
alle Einwohnerinnen und Einwohner der 
Stadt Büdingen, die am Stichtag für die Auf-
stellung des Wählerverzeichnisses seit min-
destens 6 Wochen ihren Hauptwohnsitz in 
Büdingen und am Wahltag das 60. Lebens-
jahr vollendet haben. Wählbar sind alle Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Stadt 
Büdingen, die am Stichtag für die Aufstel-
lung des Wählerverzeichnisses seit mindes-
tens 3 Monaten ihren Hauptwohnsitz in 
Büdingen und am Wahltag das 60. Lebens-
jahr vollendet haben. 
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Art. II 
 

Die übrigen Vorschriften der Satzung bleiben un-
verändert. 

Art. III 
 

Die Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.  
 

 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung 
mit dem/den hierzu ergangenen Beschluss/Be-
schlüssen der Stadtverordnetenversammlung 
übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksam-
keit maßgebenden Verfahrensvorschriften einge-
halten wurden. 
 
Der Magistrat der Stadt Büdingen 
 
Büdingen, 28.09.2020 
 
Henrike Strauch 
Erste Stadträtin 
________ 
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Umstellung der Wasserversorgung in  
Büdingen-Düdelsheim 
 
Nachdem die Regenerierungsarbeiten am Düdels-
heimer Brunnen „Suder“ abgeschlossen sind, wer-
den die Stadtwerke Büdingen am Montag, den 
05.10.2020 die Wasserversorgung des Stadtteils 
Düdelsheim erneut umstellen. Gleichzeitig erfolgt 
eine neue Einteilung der Versorgungszonen. 
Ab dem genannten Zeitpunkt werden große Teile 
des Düdelsheimer Ortskerns bis auf weiteres über 
den Brunnen Aulendiebach versorgt. Betroffen 
sind hiervon folgende Straßen bzw. Versorgungs-
adressen: 
 
Am alten Born, Am Kraftenborn, Am Weinberg, Auf 
dem Biehm, Bei der Kirche, Fasanenweg, Finken-
weg, Friedrich-Ebert-Ring, Hauptstraße (ungerade 
Hs.Nr. 3 bis 53, gerade Hs.Nr. 2 bis 60), In den 
Weihern, Kapellenweg, Kirchweg, Marktstraße, 
Mühlstraße Nr. 2, Otto-Bepler-Straße, Schulstraße 
(ungerade Hs.Nr. 3 bis 35, gerade Hs.Nr. 2 bis 32), 
Stockheimer Weg, Wilhelm-Leuschner-Straße, 
Wingertstraße, Zum Seemenbach. 
 
Für diese Haushalte beträgt die Wasserhärte dann 
5,1°dH bzw. 0,91 mmol CaCO3/l (Härtebereich: 
„weich“). 

Alle anderen Haushalte werden, wie vor der tem-
porären Umstellung, wieder über den Brunnen Su-
der und die Rommelhausen-Quelle versorgt. Die 
Wasserhärte beträgt dort 23,7°dH bzw. 4,23 mmol 
CaCO3/l (Härtebereich: „hart“).   
Nähere Informationen zur Maßnahme und zur 
Wasserqualität erhalten Kunden telefonisch unter 
06042 8807-0 oder auf der Homepage der Stadt-
werke Büdingen www.stadtwerke-buedingen.de  
 
Büdingen, 02.10.2020 
 
Stadtwerke Büdingen 
________ 
 


